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15.4.2013 B7-0162/11 

Änderungsantrag 11 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 5 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

5. unterstreicht die dringende 
Notwendigkeit einer Verabschiedung des 
Gesetzentwurfs über Ausländer und 
internationalen Schutz; äußert Sorge über 
die fortdauernde willkürliche 
Verweigerung des Zugangs zum 
Asylverfahren und über die Praxis der 
Zurückweisung von Flüchtlingen, 
Asylbewerbern und anderen Menschen, die 
möglicherweise schutzbedürftig sind; 
fordert die Regierung nachdrücklich auf, 
die vom Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte EGMR in der Rechtssache 
Abdolkhani und Karimina vs. Türkei für 
unrechtmäßig befundenen Haftvorschriften 
mit internationalen Normen in Einklang zu 
bringen; 

5. begrüßt die kürzliche Verabschiedung 
des Gesetzentwurfs über Ausländer und 
internationalen Schutz und erwartet, dass 
dieses Gesetz den Bedenken über die 
fortdauernde willkürliche Verweigerung 
des Zugangs zum Asylverfahren und über 
die Praxis der Zurückweisung von 
Flüchtlingen, Asylbewerbern und anderen 
Menschen, die möglicherweise 
schutzbedürftig sind, Rechnung trägt;  
betont, dass es wichtig ist, die vom 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte EGMR in der Rechtssache 
Abdolkhani und Karimina vs. Türkei für 
unrechtmäßig befundenen Haftvorschriften 
mit internationalen Normen in Einklang zu 
bringen; 

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/12 

Änderungsantrag 12 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 9 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

9. unterstreicht, dass die Reform des 
türkischen Justizsystems von zentraler 
Bedeutung für die Bemühungen um eine 
demokratische Konsolidierung in der 
Türkei und eine unverzichtbare 
Voraussetzung für die Modernisierung der 
Türkei ist, und dass diese Reform zu einem 
modernen, effizienten, vollständig 
unabhängigen und unparteiischen 
Justizsystem führen muss, welches allen 
Bürgerinnen und Bürgern ein 
rechtsstaatliches Verfahren garantiert; 
begrüßt das dritte Paket der Justizreform 
als Schritt in Richtung auf einen 
umfassenden Reformprozess im Bereich 
der Justiz und der Grundrechte; 
unterstreicht jedoch die grundlegende 
Bedeutung einer Fortsetzung des 
Reformprozesses mit einem vierten Paket 
zur Justizreform, in dem folgende Punkte 
angegangen werden: (a) die zu weit 
gefassten Definitionen von 
Straftatbeständen im Strafrecht bzw. im 
Gesetz über die Bekämpfung des 
Terrorismus, bei denen die dringende 
Notwendigkeit besteht, im vollen Einklang 
mit der Rechtssprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte eine 
klare Unterscheidung zwischen der 
Förderung des Terrorismus und der 
Anstachelung zur Gewalt einerseits und der 

9. unterstreicht, dass die Reform des 
türkischen Justizsystems von zentraler 
Bedeutung für die Bemühungen um eine 
demokratische Konsolidierung in der 
Türkei und eine unverzichtbare 
Voraussetzung für die Modernisierung der 
Türkei ist, und dass diese Reform zu einem 
modernen, effizienten, vollständig 
unabhängigen und unparteiischen 
Justizsystem führen muss, welches allen 
Bürgerinnen und Bürgern ein 
rechtsstaatliches Verfahren garantiert; 
begrüßt das dritte Paket der Justizreform 
als Schritt in Richtung auf einen 
umfassenden Reformprozess im Bereich 
der Justiz und der Grundrechte; 
unterstreicht jedoch die grundlegende 
Bedeutung einer Fortsetzung des 
Reformprozesses, indem folgende Punkte 
angegangen werden: (a) die zu weit 
gefassten Definitionen von 
Straftatbeständen im Strafrecht bzw. im 
Gesetz über die Bekämpfung des 
Terrorismus, bei denen die dringende 
Notwendigkeit besteht, im vollen Einklang 
mit der Rechtssprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte eine 
klare Unterscheidung zwischen der 
Förderung des Terrorismus und der 
Anstachelung zur Gewalt einerseits und der 
Bekundung gewaltfreier Ideen andererseits 
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Bekundung gewaltfreier Ideen andererseits 
einzuführen, um das Recht auf freie 
Meinungsäußerung, das Recht, sich mit 
anderen zu versammeln, einschließlich zu 
Studentenprotesten, und die 
Vereinigungsfreiheit  zu schützen; (b) die 
Frage der übermäßig langen Dauer der 
Untersuchungshaft; (c) die Notwendigkeit, 
den Verteidigern uneingeschränkten 
Zugang zu der Anklageschrift zu 
gewähren; (d) Festlegung von Kriterien zur 
Förderung der Qualität und Stichhaltigkeit 
von Beweisen und (e) Überprüfung der 
Rolle und Bedeutung von Sondergerichten; 

einzuführen, um das Recht auf freie 
Meinungsäußerung, das Recht, sich mit 
anderen zu versammeln, einschließlich zu 
Studentenprotesten, und die 
Vereinigungsfreiheit  zu schützen; (b) die 
Frage der übermäßig langen Inhaftierung 
vor dem Gerichtsverfahren, (c) die 
Notwendigkeit, den Verteidigern 
uneingeschränkten Zugang zu der 
Anklageschrift zu gewähren; (d) 
Festlegung von Kriterien zur Förderung der 
Qualität und Stichhaltigkeit von Beweisen  
und (e) Überprüfung der Rolle und 
Bedeutung von Sondergerichten; begrüßt 
in diesem Sinne die Annahme des vierten 
Pakets zur Justizreform durch die Große 
Türkische Nationalversammlung und 
hofft auf seine rasche Umsetzung;  

Or. en 
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15.4.2013 B7-0162/13 

Änderungsantrag 13 
Marietta Giannakou 
im Namen der PPE-Fraktion 
 
Entschließungsantrag B7-0162/2013 
Ria Oomen-Ruijten 
im Namen des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
zu dem Fortschrittsbericht 2012 über die Türkei 

Entschließungsantrag 
Ziffer 44 a (neu) (nach der Überschrift) 
 

Entschließungsantrag Geänderter Text 

 44a. nimmt die fortwährenden 
intensivierten Anstrengungen der Türkei 
und Griechenlands zur Kenntnis, ihre 
bilateralen Beziehungen, auch durch 
bilaterale Treffen, zu verbessern; fordert 
die Regierung der Türkei mit Nachdruck 
auf, den wiederholten Verletzungen des 
griechischen Luftraums und den 
Überflügen türkischer Militärflugzeuge 
über griechische Inseln ein Ende zu 
setzen; 

Or. en 

 
 


